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SlmtNchev Teil
Regelung der Hybridenfrage

Am 14. Januar hat in Karlsruhe unter dem Vorsitzdes Reichsministeriums für Ernährung und Landwirt¬
schaft ein« Besprechung mit Vertretern der Landesregie¬
rungen von Bayern, Württemberg und Baden über die
Hybridenfrage stattgefunden.

Reichs - und Landesregierungen waren der einstimmi-
-jgen Ansicht, daß das Verbot des Anbaues der Hybriden,n»ie es in Ziffer 33 der „Grundsätze für die Ausführuilg

der §8 1—3 des Gesetzes, betr. die Bekämpfung der Reb¬
laus " in der Fassung der Verordnung vom 7. März 1929
ausgesprochen ist, in vollem Umfange aufrechtzuerhalten
und streng durchzuführen ist, und daß , neben der Straf -
verfolgung im Fall der Übertretung auch di« verbots¬
widrig angepflanzten Hybriden amtlicherseits wieder zu
entfernen sind . Die Landesregierungen werden dafür
Sorge tragen , daß der Vorschrift der erwähnten Verord¬
nung in Zukunft volle Geltung verschafft wird.

Da nach dem neuen Weingesetz das Jn -Verkehr-Bringen
des Hybrrdenweins vom Herbst 1935 ab verboten ist, hat
bas Reichsministerium für Ernährung und Landwirt¬
schaft erstmalig im laufenden Jahr größere Beträge be¬
reitgestellt, um den Hybridenbesitzerndie Umstellung ihrer
Hybriden auf eine andere Kultur ermöglichen zu helfen .
Die Durchführung der hierzu notwendigen Maßnahmen
wird in die Hände der Landesregierungen gelegt. Nach
den in der Besprechung in Karlsruhe aufgestellten Grund¬
sätzen soll die für die Umstellung zu gewährende Beihilfe
den Betrag von 3000 UM je Hektar nicht überschreiten.
Die Wahl der Kulturart , auf die im einzelnen umgestellt
wird , bleibt dem Besitzer der Hybriden von Fall zu Fall
überlassen: es steht im mithin frei, seine Hybriden auf
Pfropfreben , auf Europäerwurzelreben oder auch auf
eine andere landwirtschaftliche Kultur umzustellen. Ebenso
soll ihm überlassen bleiben, in welcher Form er die Bei¬
hilfe überwiesen haben will, sei es in bar oder in Form
der Belieferung mit Pfropfteben . Die Zuweisung der
Beihilfe soll zu dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem die neue
Kultur angelegt wird.

Unabhängig von der beabsichtigten allgemeinen Um¬
stellung sind die Hybriden in den reblausverseuchten Ge¬
markungen in möglichst kurzer Frist gegen Entschädigung
zu enffernen.

Lockerung dev Zwangswirtschaft
für Wohnungen und Geschäftsräume
In Verfolg eines Beschlusses des Landtags und unter

Berücksichtigung der durch die Notverordnung des Reichs -
Präsidenten vom 1 . Dezember 1930 auf dem Gebiet der
Wohnungszwangswirtschaft getroffenen Regelung hat
der Minister des Innern eine Verordnung erlassen , die
eine weitere Lockerung der Zwangswirffchast für Woh¬
nungen und Geschäftsräume bringt . Die Lockerung ent¬
spricht im wesentlichen der Stellungnahme der Gemein¬
den und Bezirksbehörden. Auf dem Gebiet des Reichs -
mietengrsetzes und des Mieterschutzgesetzes wurde für
alle Gemeinden die Mietgrenze für teuere Wohnungen
weiter herabgesetzt, ebenso die Mietgrenze für teuere Ge¬
schäftsräume; bezüglich der Geschäftsräume besteht der
Schutz künftig nur noch in acht Städten und auch in die¬
sen nur , soweit die Mieten unter den festgesetzten Miet¬
grenzen bleiben. Auf dem Gebiet des Wohnungsmaugel¬
gesetzes wurden die sogenannten teueren Wohnungen, also
die Wohnungen, die von den Bestimmungen des Reichs¬
mietengesetzes und des Mieterschutzgesetzes ausgenommen
find , auch von den Wohnungsmangelvorschriften ausge¬
nommen.

Außerdem hat der Minister des Innern durch beson-
dere Anordnung wiederum eine größere Anzahl Gemein¬
den als Gemeinden ohne Wohuungsmangel bestimmt.
Während bisher die Wohnungsmangelvorschriften noch
für 489 Gemeinden galten, ist dies mit Wirkung vom
1 . April 1931 ab nur noch für 161 Gemeinden der Fall .

Nach der Notverordnung des Reichspräsidenten wür¬
den die Vorschriften des Reichsmietengesetzes und des
Mieterschutzgesetzes für Mietverträge , die in Gemeinden
ohne Wohnungsmaugel über fteie Räume neu abgeschlos¬
sen werden, nicht mehr gelten ; auf Grund der durch
diese Verordnung den obersten Landesbehörden gleich¬
zeitig erteilten Ermächtigung zu einer abweichenden Re¬
gelung wurde jedoch bestimmt, daß die erwähnte Bor -

Letzte Nachrichten
ÄlrrS dem Rekhstas

Der Auszug der Rechten und der Strafrechts¬
ausschuß

« DZ . Berlin , 13. Febr . (Priv .-Tel .) Im Reichstage
setzten am Freitag der Haushaltsausschoß , der Sozialpolitische
Ausschuß und der Strafrechtsausschnß in Abwesenheit der
Rechtsoppositiou ihre Arbeiten fort . Im HauShaltSaus -
s ch u ß stehen zunächst noch Reste des Etats des Fiuauzmini -
steriums zur Beratuug . Im Strafe echtSauSschuß
hat sich durch die Abwesenheit der Rechtsopposition die Tatsache
ergebe», daß alle Anträge der Kommunisten und
Sozialdemokraten angenommen werden, da diese
Parteien über die Mehrhest im Ausschuß perfügen .

Zu entscheidenden Änderungen ist es allerdings dabei bis¬
her nicht gekommen , da der Ausschutz sich gegenwärtig noch mitden weniger strittigen Problemen des Strafrechts befaßt. Die
Deutschnationalen sind am Freitagvormittag wieder nur an
den Beratungen des Roggenstützungsausschussesbeteiligt. Ob¬
wohl die Deutschnationalen sich von allen Reichstagsarbeiten
fernhalten , versammeln sie sich täglich zu einer Frakttons -
sitzung im Reichstage. Auch heute sind sie um 11 Uhr wieder
zu einer Sitzung zusammengetreten.

In der Plenarsitzung des Reichstages, die um S Uhr beginnt ,wird die Aussprache zum Haushalt des Wirtschaftsministe,
riums fortgesetzt .

Aansimbnnsetr
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Bespitzelung von Berliner Behörden ?
M . Berlin , 13. Febr. (Priv .- Tel .) Bei de« National¬

sozialisten in Berlin und Mecklenburg wurde bei
Haussuchungen Material beschlagnahmt , wo¬
bei sehr belastende Dokumente vorgefunden worden sei» sollen .
Nach einer Mitteilung der „B. Z ." sollen die Nationalsozia¬
listen in einzelnen höheren Dienst st ellen Set »
trauenSleute haben, die ihnen geheimes Material aus -
händigten . Das Blatt erinnert daran, daß vor einige » Wo¬
che« bereits ei» höherer Beamter unter solcher Anklage stand,
aber wegen mangels an Beweise » freigesprochen werden
mußte . Positiv ist jedoch bisher nur folgendes bekannt¬
geworden :

Bei der Untersuchung des gestern in der nationalsozialisti¬
schen Zentrale in der Hegemannstraße beschlagnahmten Ma¬
terials ergab sich, daß ein Privatangestellter des Reichswehr-
minifteriums , der frühere Korvettenkapitän Beelitz , der wis¬
senschaftlicher Arbeiter im Ministerium ist, und dem zum
1 . April infolge allgemeiner Abbaumatznahuten gekündigt
wurde, einen Brief an Hitler , geschrieben hat, in dem er um
Anstellung in der Partei bat , aber erst nach dem 1 . April .
Er wolle seine politische Stellung nicht verschleiern. Auch be¬
richtet er, daß er nationalsozialistisch gewählt habe . Das
Reichswehrministerium steht auf dein Standpunkt , daß es da¬
gegen nicht einschreiten könne. Weitere Beziehungen zwischen
Reichswehrminsterium und Nationalsozialisten sind entgegen
den Pressemeldungen in dem beschlagnahmten Material nicht
erwiesen. Ferner ist aus dem beschlagnahmten Briefwechsel
ersichtlich, datz zwei Nationalsozialisten namens Hauschke und
Becker, die der Erschießung zweier Reichsbannerleute in der
Silvesternacht in Berlin beschuldigt werden, bereits vor eini¬
gen Wochen in Tirol angelangt waren . Ein gewisser von
Maltitz war der Verbindungsmann der Berliner SA . in Inns¬
bruck und genoß großes Vertrauen bei den Führern der Ber¬
liner Nationalsozialisten.

schrift für Baden nicht zur Anwendung kommt , der wei¬
tere Abbau vielmehr lediglich im Rahmen der durch die
badische Verordnung vorgenommenen Lockerung erfolgt.
Somit unterstehen in den Gemeinden ohne Wohnungs¬
mangel die noch unter Mieterschutz stehenden Wohnun¬
gen bei Freiwerden auch fernerhin den Bestimmungen
des Reichsmietengesetzes und des Mieterschutzgesetzes.
Das gleiche gilt für die Geschäftsräume , die noch
unter Mieterschutz bleiben . Diese Regelung erwies
sich aus dem Grund als notwendig, weil andern¬
falls infolge der durch die Notverordnung geschaf¬
fenen Verkoppelung der beiden genannten Gesetze mit
dem Wohnungsmangelgesetz die Wohnungsmangelvor¬
schriften mit Rücksicht auf die noch bestehenden unzurei¬
chenden Wohnverhältnisie nicht weiter hätten abgebaut
werden können und sogar wieder neu hätten eingeführt
werden müssen.

Verordnung über die Festsetzung
der gesetzlichen Miete

Nach Anhören der Hausbesitzer und der Mieter sowie
der Gemeinden hat der Minister des Innern mtt Zusttm-

rvivtskbaftlikbe Ilmsibau
Kraftwagen und Schiene — Die deutsche Kohlenwirt,

schaft — Die Neubesitzanleihe
Die Reichsbahn hat jetzt eine Aktion unternommen,

deren Hauptzweck der ist, durch eigene Beteiligung am
Lastkrastwagenverkehr und der Spedition einen Aus¬
gleich zwischen Kraftwagen und Schiene zu schaffen , um
die eigenen Verkehrsmittel weiter möglichst günsttg aus -
nützen zu können. Es handelt sich um einen Vertrag mit
der Speditionsfirma Schenker & Co ., der die Grundlage
für eine Neugestaltung der Bahugütrran - und - abfuhr
schaffen soll. Für die An- und Abfuhr soll der Rollfuhr¬
dienst durch Zusammenfassung wirtschaftlicher gemccht
und einheitliche Tariffätze für den ganzen Reichsbahn -
bereich aufgestellt werden. Dabei soll die Frei -Haus -Besör-
derung gleich in den Frachten eingerechnet werden kön¬
nen . Ein Werbe- und Güterannahmedienst soll für die
Reichsbahn eingerichtet und durch Abmachungen über den
Lastkraftwagenverkehr der Nahverkehr im Zubringerdienst
zur Schiene gefördert, der Fernkraftverkehr als „volks¬
wirtschaftlich ungesund" dagegen möglichst ausgeschlossen
werden.

Es war zu erwarten , daß das freie Spediteurgewerbe
gegen den Plan der Reichsbahn protestierte. Es sei durch
den Vertrag vor eine vollendete Tatsache gestellt worden,
obwohl es bereits vor einem Jahre der Reichsbahn einen
Vorschlag unterbreitet habe, auf einen regelmäßigen
Kraftverkehr über die Nahzone hinaus zu verzichten. Me
Reichsbahn sei auf das Angebot nicht zurückgekommen.
Im übrigen erklären die Spediteure die Existenz ihres
Gewerbes für bedroht, es handle sich hier um eine Ab¬
kehr von der freien Wirtschaft zum Monopol. Von seitender Spediteure wird auch erklärt, daß der Großteil des
Verkehrs mit schweren Lastautos nicht auf die Spediteure,
sondern auf den eigenen Werksverkehr der großen Firmenund Konzerne enffalle. Es wird deshalb der Reichsbahnein Verlustgeschäft prophezeit, sie werde die 50 Millionen
Reichsmark, die sie zur Verbilligung der Rollsätze in Aus-
sicht genommen habe, nicht durch die erhoffte Verminde¬
rung der Autokonkurrenz wieder einbringen.

Me dritte und wichtigste Partei ist die der Verlader der
Warenempfänger . Verschiedentlich werden doch Befürch¬
tungen geäußert , die sich auf ein Speditionsmonopol der
Firma Schenker & Co . und die Wiederherstellung des dann
durch den Lastkraftwagenverkehr nicht mehr bedrohten
Frachtmonopols der Reichsbahn beziehen. Andererseitswird natürlich die angekündigte Senkung der An- und
Abrollgebühren , deren oft sehr hohe Lasten bisher beson-
ders die von Bahnstationen abseits gelegenen Geschäfteund Betriebe empfinden, begrüßt, sowie die Zusage fester
Tarife , schnellster Umladung vom Auto zum Waggonund umgekehrt und bessere Organisierung des Zubrin¬
gerdienstes durch Auto von und zu den Bahnstattonen.

Die Reichsbahn betont, daß die Zuschüsse , die sie zuden Rollkosten aussetze, nicht der Firma Schenker, son-
dern den örtlichen Speditionsfirmen gewährt werden
und daß auch ihre Vereinheitlichung keineswegs die Roll¬
gebühren an den kleineren Orten verteuern werde , wie

mung des Staatsministeriums eine Verordnung erlassen,
wonach der Vermieter berechtigt ist , vom 1 . Februar 1931
of> die Gemeindegebühren (Wasserzins , Gehweg- und
Straßenreinigung , Müllabfuhr , Grubenentleerungs- und
Schwemmgebühren, Schlammkastenreinigung) insoweit
auf die Mieter umzulegeu, als sie zusammen mit der
Staats - , Gemeinde- und Kreissteuer, der Landes- und
Ortskirchensteuer, der Umlage zur Gebäudeversicherung ,der Ausgaben für Schornsteinreinigung, Haftpflichtver -
sicherung und Wasserschadenversicherung den Betrag von
26 Proz . der Friedensmiete übersteigen ; die hiernach zu¬
lässige Steigerung der gesetzlichen Miete darf jü >och
6 v . H. der Friedensmiete nicht übersteigen , somit für
Wohnungen nicht über 126 v . H. der Friedensmiete und
für gewerbliche Räume nicht über 139 v . H. der Frie¬
densmiete hinausgehen . Die Umlegung auf die Wohnun-
gen und gewerblichen Räume der Mieter unter Einschluß
der vom Vermieter benutzten Räume hat nach dem Ver¬
hältnis der Friedensmiete zu erfolgen . Falls eine Um¬
legung hiernach zulässig ist, werden die Bürgermeister den
Hundertsatz der Steigerung bekanntgeben . Für das mit
dem 31 . März 1931 abschließende Rechnungsjahr darf
eine Umlegung nur noch zu zwei Zwölfteln erfolgen .

Mit der Beilage: Amtliche Niederschrift über die 15. öffentliche Sitzung der Verhandlungen des Badischen Landtags



behauptet werde . M handle sich lediglich nm die Schaf¬
fung einer neuen und besseren Organisation der An - und
Abfuhr und der laufenden Abrechnung zwischen den
bahnamttichen Rollfuhrunternehmern untereinander und
der Reichsbahn . Auch das Tpeditionsgewerbe solle nicht
lahmgelegt , sondern mit ihm znsammengearbeitet werden .Dies wird ja auch schon deshalb notwendig sein, weil der
Reichsbahn und der Firma Schenker weder die notwen¬
digen Rollsuhrwerke noch der Apparat zur Verfügung
stehen und eine vollständige Neueinrichtung enornie Ko¬
sten verursachen würde . Die Reichsbahn erklärt auch,daß Neuinvestierungen zu diesem Zweck nicht geplant
seien, so daß auch nicht damit zu rechnen sei , daß eine er¬
hebliche Zahl bisher im Speditionsgewerbe beschäftigter
Arbeitskräfte zur , Entlassung kommen müsse. Die Reichs¬
bahn nennt die dauernde Ausdehnung des Fernkrastlast-
wagenverkehrs aus Kosten des Schienenwegs volkswirt¬
schaftlich ungesund . Man muß ihr darin insoweit zu-
stimmen, als es richtig und noftvendig ist, Mittel und
Wege zu suchen , um die deutschen Schienenwege und das
rollende Material der Reichsbahn, in denen gewaltigeTeile des deutschen Volksvermögens investiert sind , aus¬
zunutzen, wenn auf der anderen Seite gesteigerte Auf¬
wendungen für die durch den schweren Lastwagenverkehr
noftvendigen Instandhaltungen der Straßen vermieden
werden können.

*
Unter den Absatzorganijationen des deutschen Kohlen-

; bergbaus , die sämtlich unter der gesetzlichen Kontrolle
des Reichs stehen, nimmt das Rheinisch-Westfälische Koh-
lenshndikat die führende Stellung ein . Seit Jahren
schweben Verhandlungen unter den Zechen, das Syndikat»
freiwillig für einen größeren Zeitraum zu verlängern ,die aber immer wieder scheiterten, so daß es nur zu provi¬
sorischen Verlängerungen kam, deren letzte bis 31 . März
läuft . Strittig ist vor allem die Forin der Umlage
zwischen den reinen Zechen und den Hüttenzechen. Durch
diese Umlage werden in der Hauptsache die Kampspreise
bestritten, mit denen die Ruhrkohle gegen die englischeund andere fremde Kohle im bestrittenen deutschen Ge¬
biet uird im Export auftritt . Es ist freilich nicht damit zu
rechnen , daß mit dem 1 . April ein syndikatsfreier Zu¬
stand und damtt ein freier Kohlenmarkt eintritt , dann
wird eben eine weitere Verlängerung des jetzigen
Zwangssyndikats durch den Reichswirtschaftsminister ein-
treten .

Eine Verständigung zwischen den europäischen Kohlen¬ländern , von der seit langem gesprochen wird , würde auchdem Streit im Kohlensyndikat seine gegenwärtigen
Grundlagen nehmen . Was bei Zucker sich für die Welt¬
produktton als durchaus möglich erwiesen hat, was im
Waggonbau für den Kontinent durchgeführt wird , müßte
sich , wenn auch zweifellos hier die Schwierigkeiten und
die Objekte viel größer sind , auch für die Kohle schließlicheinmal durchführen lassen. Ein Zusammengehen der drei
großen Steinkohlenländer Europas (Deutschland, Eng¬
land und Polen ), würde gerade die Wirtschaftslage und
Zahlungsbilanz dieser Länder , die besonders von der
Weltwirtschaftskrise betroffen sind, verbessern und dem
Zustand ein Ende machen , daß di« Industrien der kohlen¬
armen Länder teilweise mit billigeren Preisen rechnen
können als die der Kohlenüberschußländer. Die Aus¬
sichten für eine solche Verständigung werden jedoch wei¬
terhin als gering bezeichnet. Deutscherseits wird daraus
hingewiesen , daß man in England nur immer solange
sich verständigungsbereit gab, als man mit besonderen
Schwierigkeiten , wie Streikbewegungen , zu rechnen hatte,daß sich aber bei jeder Besserung die Engländer immer
lvieder sofort zurückzogen und neue , unerfüllbare For¬
derungen aufftellten . Noch leichter scheine eine Einigung
mit Polen möglich. Dabei liegt gerade hier nichts näher,als internationale Zusammenarbeit und Verständigungüber die Produkttonsmengen . Für dieses Jahr wird mit
einer weiteren Verschärfung des Konkurrenzkampfes aufden internationalen Kohlenmärtten gerechnet, da zurimmer noch anwachsenden Überproduktion der großen
Kohlenländer noch das Bestreben jüngerer Kohlenländerwie Holland kommt, die Förderung zu steigern.

*
Von seiten der Besitzer der sog. Neubesitzanleihe, d . h.der Beteiligungen an Kriegsanleihe , denen nicht die

Vorteile zugebilligt wurden , welche die Altbesitzer, d. h.Erwerber der seinerzeitigen Kriegsanleihe vor den spä¬teren Käufern dieses Papiers erhielten (Auslosung zum
fünffachen Rückzahlungswert und Verzinsung ), wird
immer wieder die Forderung erhoben, eine Neuregelungder Neubesitzanleihe zu treffen , da sie gegenwärtig nur
mehr etwa 5 Proz . Kurswert habe und außerdem keine
Zinsen bringe . Dies sei eine Ungerechtigkeit gegen die
Besitzer des Papiers und auch schädlich fiir den Kredit
des Reichs.

Der Reichsfinanzminister hat zu diesen, gewiß jetztin einem ungeeigneten Augenblick kommenden Wünschen
wiederholt erklärt, daß die gegenwärtige Finanzlage des
Reichs eine Besserstellung der Erwerber von Neubesitz -
anleihe nicht zulasse. Man wird ihm darin zustimmen
müssen , auch dem Argument des Ministers , daß es sichzum großen Teil um ein reines Spekulationspapierhandle, wenn auch aus Bank- und Börsenkreisen, wie zuerwarten , scharfer Widerspruch gegen diese Begründunglaut wurde. Die Lage ist eben die, daß das Reich nochimmer dringendere Gutmachungspflichten aus der In¬flation hätte, wie denn auch die Erledigung des Rent¬
nerversorgungsgesetzes immer noch aussteht . Was die
Llriegsault-fbe anlangt , ist das Reich doch noch erheblichanständiger verfahren als andere Länder , z . B . Öster¬
reich) Ung-arn usw ., deren Papieranleihün immer noch

der Regelung harren , nicht zuletzt zum Schaden der deut¬
schen Besitzer , auch vieler Kleinrentner .

Eine Neuregelung des Nenbesitzes ist ans zlveierleiGründen jetzt nicht möglich. Einmal wird sich das in
schwieriger Finanzlage Vesindliche Reich sehr hüten , die
Austvertungsftage neu aufzurollen , in der es berechtig¬tere Forderungen noch geben mag, als die der meisten
„Neubesitzer"

, zum zweiten aber kann das Reich neue
Ausgaben ohne Deckung sich gerade jetzt nicht leisten.Denn alle Vorschläge zugunsten der Neubesitzanleihe wol¬len nattirlich eine Besserstellung ihrer Besitzer auf allge¬meine Kosten, >vas nur durch neue Jahresbelastungendes Reichsetats möglich wäre . Einer dieser Vorschläge
geht darauf hinaus , daß die Stückeinhaber gegen Zu¬
zahlung , d. h. gegen neue Kredite an das Reich Altbesitz¬
anleihe oder eine neue Anleihe erhalten sollen . Natürlichwerden sich die Besitzer nur dann dazu entschließen, wenn
sie enffprechende Vorteile daraus erhalten , so daß auch
dieser Vorschlag nur mit neuen Belastungen zu verwirk¬
lichen wäre . Er würde aber dem Kapitalmarkt erheblicheMittel entziehen , und außerdem würde ein sehr großerTeil dieser Anleihestücke, da sie ja meist mit Krediten
erworben werden müßten , Wohl bald wieder auf dem
Martt erscheinen, und das Reich schließlich zu Stützungs¬
maßnahmen , d . h . neuen Ausgaben gezwungen sein. Erheb¬
liche Kosten würden auch die Vorschläge erfordern , die Neu¬
besitzanleihen in ein Anslosungspapier mit einem be¬
stimmten Rllckzahlungskurs umzuwandeln und den Be¬
sitzern ein Umtauschrecht in Altbesitz in einein bestimm¬ten Verhältnis zu geben . Das gilt auch von den gemäßigt¬
sten Vorschlägen, von denen einer nur eine Jahresleistungdes Reichs in Höhe von 20 Mill . Reichsmark vorsieht.
Schließlich wäre es für die Besitzer zwar ein Gewinn ,wenn das Reich, wie gleichfalls vorgeschlagen wurde , sich
wenigstens jetzt schon verpflichtete, Verzinsung und Til¬
gung der Neubesitzanleihe zu einem späteren Termin vor¬
zunehmen . Das würde sicher jetzt Kurssteigerungen zu¬
gunsten der Neubesitzer ergeben , von denen aber die All¬
gemeinheit und auch der Kredit des Reichs kaum ettvas
hätten.

Mmrre tfatttrf&feft
Ruhestörungen in Mainz am Donerstagabend , haben einMenschenleben gefordert. Bei einem Zusammenstoß mit poli¬tischen Demonstranten in der Bähnhofstraße gab ein Polizei¬beamter , der von der Menge bedroht wurde , zwei Schüsse ab,die einen 30 Jahre alten Schlosser namens Müller trafen .Unter der Flagge von Panama . In Hamburg hat der

Dampfer „Vogtland"
, dessen Flaggenwechsel großes Aufsehenerregte , heute, Freitag , mit vollzähliger Besatzung die Ausreisenach Mittelamerika unter der Flagge von Panama angetreten .Der Schiedsspruch für die Rhein -Ruhr -Hiifen in Duisburgwurde vom Schlichter für Westfalen für verbindlich erklärt .

In der Lohnstreitigkeit im Buchdruckgewerbe führten die
Nachverhandlungen über den Schiedsspruch voin 2. Februar1931 zu keinem Ergebnick . Die Entscheidung liegt nunmehrbeim Reichsarbeitsminister .

Die Urabstimmung auf der Hütte Ruhrort -Meiderich des
Stahlvereins ergab am Mittwoch eine starke Mehrheit fürAblehnung des neuen Berwaltungsvorschlags . Es beteiligtensich an der Abstimmung 96 Proz . der Arbeiterschaft und 97,1Prozent der Angestelltenschaft der Hütte . Für die Annahmedes Verwaltungsvorschlags stimmten 1236 Arbeiter und 822
Angestellte, dagegen 4319 Arbeiter und 91 Angestellte. Damithat die Belegschaft die von den Gewerkschaften ausgegebeneParole befolgt. Nunmehr dürfte die Verwaltung zu der ange¬kündigten Stillegung der sämtlichen Betriebe in Ruhrort undWeiderich schreiten .

Die Lohnverhandlungen im Saarbcrgbau . Nachdem die Ver¬
handlungen im Saarbergbau , die zuerst auf der Grundlageeines Lohnabbaues von 9,4 und dann von 8 Proz . geführtworden waren , kein Ergebnis gezeitigt hatten , war von den
Bergarbeiterorganisationen als letzte Instanz der Minister füröffentliche Arbeiten in Paris angerufen worden. Die Ver¬handlungen mit ihm haben am 10. und 11 . Februar stattgefun¬den und hatten das Ergebnis , daß die Lohnherabsetzung auf6,6 Proz . ermäßigt wurde . Die Neuregelung der Löhne sollin zwei Staffeln am 1 . März und am 1 . Mar erfolgeir. Die
Gewerkschaftsinstanzen werden zu dem Verhandlungsergebnisin den nächsten Tagen Stellung nehmen.

Dentschlandflug 1831
WTB . Berlin , 13. Febr . - (Tel .) An Stelle des Europa -rundfluges , der nunmehr nur noch alle zwei Jahre stattfindet,wird in diesem Jahre am 15 . und 16. August der Deutsch -laudflug für deutsche und österreichische Leichtflugzeuge durch¬geführt . Der mit 46 000 Ml ausgestattete Flug besteht auseiner technischen Prüfung und einem Flugzeugkämpfrennenüber 2000 Kilometer mit acht Landungsplätzen . Die Wett¬

maschinen , die in der technischen Prüfung am besten abge¬schnitten haben, sollen mit Vorgaben für das Flugzeugrennenbedacht werden. Start und Ziel des Fluges ist Berlin , wäh¬rend die technischen Prüfungen in Staaken stattfinden .

Wieder Erdbebe« auf Neuseeland
WTB . Wellington, 13. Febr . (Tel .) In der ganzen Pro¬vinz Otago , dem südlichen Teil der Südinsel , wurden gesternErdstöße von unterschiedlicher Stärke wahrgenommen . InOueenstown stürzten Schornsteine von den Dächer», auch inDunedin wurde das Beben verspürt . Die telegraphischenund telephonischen Verbindungen mit dem Gebiet an derHawkes -Bucht auf der Rordinsel, dem Schauplatz der folgen¬schweren Erdbeben der letzten Wochen , sind wiederum unter¬brochen .

Das Schwurgericht Berlin hat jetzt den BrudermörderManasse Friedländer un Wiederaufnahmeverfahren ohneHauptverhandlung freigesprochen. Das Gericht hat auf Grundder ärztlichen Gutachte - es als erwiesen erachtet, daß der da¬mals Neunzehnjährige den Totschlag an seinem sechzehnjäh¬rigen Bruder Waldemar und dessen gleichaltrigen FreundTibor Földes in einem Zustand von Geisteskrankheit begangenhat.
Der Arzt Dr. Wallon erschien am Donnerstag auf einemder Pariser Polizeikommissariate und erklärte, er habe auf derStraße , er gab genau die Strecke zwischen einer Reihe von60 Häusern an , zwei kleine goldene Röhren mit je 1« Milli¬gramm Radium verloren .

M dem Rekhsias
Nach dem Exodus — Beschlüsse zur Außen .

Politik
Im Reichstag standen die Verhandlungen der Donnerstag ,sitzung zunächst noch ganz unter dem Zeichen des Auszugesder Rechtsradikalen und den Wirkungen dieser politischen De.monstration . Vor Eintritt in die Tagesordnung regte derAbg . Dr. Weber von der Staatspartei an . der Ältestenrat möge -

sich mit der Frage beschäftigen , was gegen solche Abgeordnetezu unternehmen sei, die sich gegen die Geschäftsordnungsvor-schriften vergehen, wonach jeder Abgeordnete verpflichtet ist,sich an den Arbeiten des Reichstags zu beteiligen . Der solzialdemokratischeAbg . Aufhänser fragte den Präsidenten , wasan der von den Nationalsozialisten verbreiteten Meldung sei ,daß die durch ihren Auszug ersparten Diäten den Arbeits- •losen zugute kommen sollten. Präsident Löbe erwiderte , eindahingehender Antrag sei von Dr. Frick an ihn gerichtet wor¬den, aber da die sämtlichen Nationalsozialisten am 1. Februardie gesamten Diäten für den ganzen Monat abgehoben hätten/stehe fiir die in dem Antrag erwähnten Zwecke nicht ein roter !Pfennig zur Verfügung . Diese Erklärung wurde von der!Mehrheit mit Heiterkeit ausgenommen.Die dann folgenden Ersatzwahlen znm Reichstagsvorstandwaren gleichfalls durch den Exodus der radikalen Rechten not-,wendig geworden. Es mutzte ein nener Vizepräsident anStelle des von seinem Amt zurückgetretenen nationalsozialisti -schen Abg . Stöhr gewählt werden, und auch für die beidenzurückgetretenen Schriftführer mußte Ersatz geschaffen werden.!Als Vizepräsident würde gegen die Stimmen der Kommuni-sten .̂ die für ihren Abgeordneten Pieck gestimmt hatten , undbei Stimmenthaltung der Ehristlichsozialen und des Landvolks,der volksparteiliche Abgeordnete Freiherr von Kardorff ge¬wählt , der schon früher einmal diese Würde im Reichstag be¬kleidet hat . Auf ihn fielen 268 Stimmen . Als Schriftführerwurden die Abgeordneten Neyses ( Zentr . l und Schneider-Ber¬lin (Staatspartei ) gewählt.Bei den Abstimmungen zum Etat des Auswärtigen Amtes,die dann folgten, wurde auf Antrag des ZentrumSabgeorlW -ten Ersing -Badcn gegen die Stimmen der Kommunisten unddes Landvolks der Übergang zur Tagesordnung über alle vonden abwesenden Deutschnationalen und Nationalsozialisten ge¬stellten Anträge beschlossen. Eine Ausnahme wurde nur mitdem nationalsozialistischen Antrag auf Kündigung der deut¬schen Mitgliedschaft im Völkerbund gemacht . Dieser Antragwurde in besonderer Abstimmung gegen Kommunisten undLandvolk abgelehnt. Der kommunistische Antrag auf sofor¬tige Einstellung der Zahlungen aus dem Doungplan wurdegegen die Antragsteller , ein Landvolkantrag auf sofortige Re¬vision des Uoungplans mit 247 gegen 124 Stiunnen bei 2Enthaltungen abgclehnt.
Angenommen wurde dagegen, auch mit den Stimmen derSozialdemokraten , eine von den Christlichsozialen eingebrachteEntschließung, die die Reichsregierung ersucht , die Revisionder Reparationsverpflichtungen einzuleiten , sobald die Vor¬aussetzungen dazu geschaffen sind . Angenommen wurde auchder vom Auswärtigen Ausschuß empfohlene Antrag der Wirt¬schaftspartei, wonach eine Denkschrift über alle bisher vonDeutschland aufgebrachten Reparationsleistungen herausgege¬ben werden soll. Weitere, mit großer Mehrheit angenommeneEntschließungen wenden sich gegen die Nichterfüllung der Ab¬rüstungsverpflichtungen durch die außerdeutschen Mitgliederdes Völkerbunds, fordern die Ausschaltung der Kriegsschuld¬lüge durch eine unabhängige internationale Untersuchung derWeltkriegsursachen und ferner Verhandlungen mit Panama ,um den Zustand zu beseitigen, der den bekannten Flaggen¬wechsel einer Hamburger Reederei ermöglicht hat.Nach Erledigung der zweiten Beratung des Etats des Aus¬wärtigen Amtes wurde die zweite Lesung des Haushalts des

Reichswirtschaftsministeriums durch kurze Erklärungen des
Staatssekretärs Trendelenbnrg zu den einzelnen Anträgeneingeleitet. Der Leiter des Reichswirtschaftsministeriumswandte sich dabei gegen die Subventionspolitik , die nicht nurfinanziell , sondern auch wirtschaftlich unerwünschte Folgenhaben könnte.

In der Aussprache kamen am Donnerstag die AbgeordnetenTarnow (Soz . ) , Dr. Neubauer (Komm.) und Dr. Deffauer
(Zentr . ) zum Wort, die die Wirtschaftskrise und die Vorschlägezu ihrer Linderung — natürlich je nach dem Parteistandpunktverschieden — besprachen .

Die Beratung wird am heutigen Freitag , 3 Uhr, fortgesetzt .
Amerika und die Vorgänge im Reichstag

WTB . Washington, 13. Febr . (Tel . ) Die letzte Reichs¬tagsrede Dr Curtius wird von sämtlichen Blättern ausführ¬lich und verständnisvoll wiedergegeben, sowie in Überschriftensympathisch beurteilt . An die Meldungen über den Auszugder Nationalsozialisten und Deutschnationalen werden bemer¬kenswerte Folgerungen nicht geknüpft. Die Blätter deramerikanischen Sonderberichterstatter in Berlin stimmen darinüberein , daß Reichskanzler Dr Brüning das Regierungspro¬gramm durchführen werde.

Vearrrtendebatte km Landtag
(23. Sitzung .)

Karlsruhe » 12. Februar .
Aenderung des Beamtengesetzes

In der Nachmittagssitzung spricht zunächst
Finanzminister Dr. Schmitt .Er bejaht die Frage der Notwendigkeit der jetzigen Gesetzes¬vorlage, da eine Verpflichtung gegenüber der Reichsverfaffungerfüllt werden müsse . Es handelt sich dabei um die Möglich¬keit des Wiederaufnahmeverfahrens und die Einführung derzweiten Instanz . Auch sind die Pflichten der Beamten gegen¬über der Republik klarer herauszustellen als bisher . Für vieleBeamte genügt das Prinzip nicht ; es sind Einzelbestimmun¬gen erforderlich.

Nach Artikel 130 der Reichsverfassung ist der Beamte Dienerder Gesamtheit. Wer ihr dient, hat sich positiv zur Republikeinzustellen. Das mehrfach abgeänderte Beamtenrecht solldemnächst in einer Bekanntmachung einheitlich, für alle ver¬ständlich , zusammengefaßt werden.
Nach einer Reichsgerichtsentscheidung ist es nicht zulässig,einen Beamten in ein geringeres Amt zu versetzen .Bei unserer Vorlage erschien es zweckmäßig , angesichts derzu erwartenden Reichsdienststrafordnung eine gewisse Linieeinzuhalten . Die Führung im Bcamtenrecht kann niemandanders haben als das Reich . Was jetzt vorgeschlagen wird, be¬rührt in keiner Weise die freiheitliche Gestaltung des Beamten¬rechts und die Sicherstellung des Beamten . Auch die sach¬liche Kritik eines Beamten an Maßnahmen seines Vorgesetztenmuß erlaubt sein . Die finanziellen Auswirkungen des Geset¬zes dürften kaum ins Gewicht fallen.Zu den verschiedenen Anträgen der Opposition über die

Zusammensetzung der beiden Jnstanzgerichte bemerkt der Mi-
ti



jiijict, ca» die Regitzrung drn Mittelweg gewühlt habe. Er ist
aus Gründe, » der Staatsmitorität dafür , daß das Staats -

. Ministerium das Recht der Disziplinargewalt behält . Hier
würde nicht nach Parteirückfichten entschieden. Die Prüfung
der Rekurse , so betonte der Redner , sei auch keine Koalitions -
sach« , sondern eine ernste Gewiffenssache. Was die vom Abg
Dr. Wolfhard verlangte Nichtbindung an ein strafrechtliches
Erkenntnis anlangt , so steht der Minister auf den , Stand¬
punkt, das; es ein Unglück wäre , wenn sich zwei widerspre¬
chende rechtskräftige Urteile gegenüberständen . So würde ein
Ausnahmerecht zugunsten der Beamten geschaffen .

Ziel des Disziplinarverfahrens , so fährt er fort, ist nicht das
der Vergeltung und Bestrafung , das Ziel ist vielmehr : Erhal¬
tung der Disziplin, Schub des Staates und Volkes , der Schul¬
kinder , der Mitbeamten und Schutz des Staatsvermögens .
Unter diesem Gesichtspunkte ist es gleichgültig, wann eine straf¬
bare Handlung begangen wurde . Entscheidend ist , ob sie be¬
gangen wurde.

Wenn wir die Verjährung aügelehnt haben, so ist dies kein
Rückschritt, sondern ein Fortschritt. Der Zeitablauf seit Ver¬
übung einer strafbaren Handlung kann ja im Sinne einer
minderen Bestrafung berücksichtigt werden. Die richterlichen
Beamten sollen ihre Vorrechte behalten ; aber es geht nicht an,
ihnen neue zu gewähren.

Der Minister stellt zun, Schluß fest, daß die Zahl der Di-
sziplinarfälle in Baden von 1924/29 125 beträgt , das sind
pro Jahr 21 . Bei insgesamt 19 673 Beamten stellt sich somit
das Verhältnis auf 1 : 1000 . Bei allen Ministerien sind zu¬
sammen 8 Fälle von Veruntreuung in den sechs Jahren zu
verzeichnen . Der heutige Staat braucht mehr denn je ei«
pflichtgetreues Bernfsbeamtentum . Bei diesem Anlaß zollt
der Minister allen badischen Beamten Dank und Anerkennung
für ihre opferfreudige, uneigennützige Hingabe im Dienst für
unser Land . (Beifall .)

Abg. Heid (Sog.) führt aus , die sozialdemokratischeFraktion
begrüße den Gesetzentwurf angesichts der daniit verbundenen
Verbesserungen. Sie lehne weüergehende Anträge ab, insbe¬
sondere , weil sie die Kompetenz des Reiches berühren .

* Das
Disziplinarrecht sei nur ein kleiner Teil des Beamtenrechts .
Notwendig sei die Schaffung eines einheitlia,en » alle Rechts¬
verhältnisse der Beamten zusammenfassenden Beamtengesetzes.
Zu begrüßen sei , daß endlich die Republikschutzbestimmungen
Aufnahme im badischen Beamtengesetz fanden .

Der Redner meint , die Beamten dürften nicht so töricht
sein , zu glauben , daß, wenn der Staat und seine Existenz
zugrundegingen, ihre eigene Existenz erhalten bleiben könne.
Sie hätten größtes Interesse an einem guten Funktionieren
des Staates und des Wirtschaftsapparates . Die Sozialdemo¬
kratische Fraktion setze sich für die Erhaltung des Berufsbe¬
amtentums ein. Beamentfeindlich seien nicht die Republik
und die Sozialdemokratische Partei , sondern die Wirtschaft.
Der Redner schließt mit der Erwartung , daß die badische
Regierung dafür eintritt , daß das nene Beamtenreichsgesetz
baldigst geschaffen wird.

Abg . Bauer (D . Vp.) führt aus , man könne es nicht unbe¬
dingt bejahen, daß diese Gesetzesvorlage eine Notwendigkeit
war . Man hätte wohl noch zuwarten können, schon des Ko¬
stenpunktes wegen. Die wichtigste » Änderungen seien im
Dienststrafrecht zu sehen . In bezug auf verfassungs¬
mäßigen Pflichten der Beamten hätten die bisherigen badi¬
schen Bestimmungen ausgereicht.

Der Redner setzt sich bei Rückfallsdergehen für den volks¬
parteilichen Antrag ein, wonach von Dienstentlassung abgese¬
hen werden kann, wenn Umstände vorliegen, die eine inilde
Beurteilung rechtfertigen. Aber, so meint der Redner , es habe
keinen Wert , selbst die schönsten Sterne vom Himmel herunter¬
zuholen, wenn von vornherein feststehe , daß die Vorlage so,
wie sie jetzt sei, angenommen werde. Die Beschwerdeinstanz
entbehre in der jetzigen Gestalt des 8 87a der Rechtsgarantie .
An die Stelle des Staatsministeriums müsse der Dienststraf¬
hof treten . Einen Fortschritt erblicke man in der Wiederauf¬
nahme des förmlichen Verfahrens . Neben manchen Verbesse¬
rungen bringe das Gesetz auch Verschlechterungen, deren we¬
sentliche darin bestehe , daß in dem Dienststrafgericht das Über¬
gewicht der richterlichen Mitglieder beseitigt werde. Eines
habe der richterliche Beamte den anderen voraus : die völlige
Unabhängigkeit, die objektive Betrachtungsweise und richter¬
liche Erfahrung . Er , der Redner , verstehe nicht, daß ein gro¬
ßer Teil der Beamtenschaft glaubte , besser zu fahren , wenn er
Beamte als Richter vor sich sieht . Seine Freunde machten die
Zustimmung zum Gesetze davon abhängig , daß das richter¬
liche Übergewicht wkederhergestellt wird . Er schließt sich den
anerkennenden Worten , die der Minister der badischen Be¬
amtenschaft zollte , voll und ganz an, und wendet sich in diesem
Zusammenhang gegen die Beamtenhetze, wie sie da und dort
betrieben werde. Die Parteifarbe sei heute sehr stark entschei¬
dend . Es sei zuzugeben, daß die alte Nationalliberale Partei
unter deren Machtdünkel litt . Man hätte daraus lernen sol¬
len.

Finanzminister Or. Schmitt
unterstreicht nochmals, daß sich der Beamte als Diener des
Staates positiv zur Republik einstellen müssen. Das habe mit
Partei nichts zu tun . Der Abg . Bauer hatte darauf hingewie-
fen, daß Staatspräsident Wittemann im Zusammenhang mit
den» Uniformverbot scharfe Worte über den Verwaltungpge -
richtshof brauchte, und die Frage aufgeworfen , was dem Prä¬
sidenten dieses Gerichtshofes geschehen wäre , wenn er nicht
unter dem Schutz des Richters stände. Der Minister erinnert
an seine Ausführungen über das Recht der sachlichen Kritik,
an Maßnahmen des Vorgesetzten. Dem gegenüber stehe aber
auch das unabänderliche Recht für einen Minister , Kritik zu
üben an Urteilen , auch an solchen des Verwaltungsgerichts -
hofes .

Der Minister kommt dann auf einen Artikel des national¬
sozialistischen „Führer " zu sprechen , in dem er eine Verun¬
glimpfung der Beamtenschaft erblicke, die in aller Form zu¬
rückgewiesen werden müffe.

Abg . Kraft (Nat .-Soz .) setzt sich zunächst mit dem Minister
auseinander , findet dabei heftigen Widerspruch der Mehrheits¬
parteien und wird zweimal vom Präsidenten zur Ordnung ge¬
rufen . Die Novelle geht den Nationalsozialisten nicht weit
genug. Der Redner präzisiert die in 16 Anträgen niederge-
gelten beamtenrechtlichen Forderungen seiner Partei ; von
ihrer Annahme oder Ablehnung hänge die Stellungnahme der
Nationalsozialistischen Fraktion zum ganzen Gesetz ab.

Abg . Ewald (Ev. Vd . ) begrüßt das neue Gesetz , insbesondere
die erste und zweite Instanz im Dienststrafverfahren . .Er be¬
gründet einen Antrag , der eine Milderung der Dienstentlas¬
sungsbestimmung bezweckt.

Um halb 8 Uhr wird die Weiterberatung auf Freitag , vorm.
9 Uhr, vertagt.

*
(24. Sitzung )

DZ . Karlsruhe , 13 . Febr .
In der heutigen Vormittagssitzung wird die

Allssprache über die Novelle zum Beamtengefrtz
fortgesetzt und zu Ende geführt .

Abg . Lechleiter vertritt den Standpunkt der Kommunisten.
Er hätte es für besser gehalten , das Rcichsgesetz abzuwarten .
Aus seiner Einstellung zum heutige » Staat folgere die Ab¬

lehnung der gegenwärtigen Vorlage als Ganzes . Im einzelnen
beantragen die Kommunisten eilte Reihe von Abänderungen .

Rach einer kurzen Entgegnung , des Finanzministers l)r.
Schmitt erklärt Abg . Berggötz (Ev. Vd . ) zum Fäll des Pfarrers
Eckert, daß so wie der Staat auch die Kirche von den Geist¬
lichen Achtung vor der Autorität verlangen müsie.

Abg . Hilbert ;Wirtsch .» u . Bauernp . ) begrüßt an sich das
Gesetz , da es endlich Klarheit in die Rechtsverhältnisse der Be¬
amten bringe . Er macht jedoch die Zustimmung von dem Schick¬
sal einiger Abänderungsanträge abhängig.

Abg. Hofhrinz (Staatsp . i umschreibt in großen Zügelt die
Beziehungen des Beamten , zum Staat und tritt entschieden der
Anschauung entgegen, als ob der heutige Staat in seinen staats¬
rechtlichen und ideellen Grundlagen nicht imstande wäre , die
Menschen mit einer Idee zu erfüllen und zur freudige» Be¬
rufsarbeit anzureizen . Er legt nachdrücklich das Schwergewicht
auf die Erziehung zum Staat . Dte jetzige Vorlage könne
keineswegs eine Regelung auf lange Zeit , sondern nur die Vor¬
wegnahme eines dringenden Bedürfnisses darstcllen. Der Red¬
ner unterstreicht nochmals die Argumente , die nach seiner Auf¬fassung gegen das Staatsministerium als Beschwerdeinstanz
Iprechen .

Damit ist die Aussprache beendet.Die Abg . Bauer (D . Vp . ) und Kraft (Nat .-Soz ) verzichtenauf das Schlußwort .
Abg. Or. Wolfhard (Staatsp .) beschäftigt sich mit verschiede¬nen Auslassungen des Abg . Or Hoffman» . Er ist der Ansicht ,daß das , was jetzt beschlossen werde, weit zurückbleibe hinterdem, was von Reichsregierung, Reichsrat und Reichstag als

Willenskundgebung feststehe . Es müsse jede Möglichkeit er¬
griffen werden, um auch in fernerer Zeit ein etwaiges Fehl¬urteil wieder gutzumachen. Das sei aber in bezug auf die Be¬amten erschwert durch die Bindungsvorschrift an ein früherergangenes strafrechtlichesUrteil . Wenn es für das Reich trag¬bar sei , daß der Dienststrafhos auch über Ordnungsstrafenendgültig entscheidet , so sollte sich das kleine Land Baden nichtdagegen stemmen. Eine Wandlung iit dieser Frage würdeeine Erleichterung für die politische Behörde des Staatsrnini -steriums bedeuten. Man wolle die Sachlage nochmals prüfeit .Mit der jetzigen Bestimmung sei das Gesetz unannehmbar .

Finailzminister Or. Schmitt
erwidert mit dem Hinweis , daß zahlreiche Fälle auf allen Ge¬bieten vorlägen , in denen das Staatsministerium der Stellung¬nahme der Ressortminister in Disziplinarsachen nicht bcige-treten ist, indem es diese zum Teil ganz oder teilweise abge¬lehnt hat . Der Minister hält daran fest, daß die Beseitigungder Disziplinargewalt des Ttaatsministeriums in Ordnungs -ftrafsachen eine Minderung der Staatsautorität bedeutenwürde.

Es folgt das Schlußwort des Berichterstatters Abg . Teufel
(Zentr .) worauf zu der ziemlich komplizierten und lange Zeitbeanspruchenden

Abstimmung
geschritten wird.

Der Antrag Or. Wolfhard (Staatspartei ) auf Einführungeiner Verjährungsfrist wird mit allen gegen 19 Stiniineit derOpposition bei Stimnienthaltung der Kommunisten abgr-lehnt.
Ablehnung finden ferner die Anträge der Volkspartei undder Nationalsozialisten auf Milderung der Dienstentlassungs -

Vorschrift . Dafür stimme,r ausschließlich die Oppositionspar¬teien.
Eine Reihe von Bestimmungen werden einstimmig, andere

lediglich mit den Stimmen der Regierungsparteien angenom¬men.
Es fallen die Anträge auf Beseitigung der Disziplinarge¬walt des Staatsministeriums und soweit sie sonst nach Abän¬derungen der Vorlage verlange».Das ganze Gesetz wird in erster Lesung mit 43 Stimmender Regierungsparteien und des Evang . Volksdienstes gegen23 Stimmen der Opposition angenommen.
Finanzminister Or. Schmitt bittet, vor der zweiten Lesungdie Frage der Dringlichkcitserklärung zu klären , damit das

Gesetz am 1 . April 1931 in Kraft treten kann.Das Haus beschließt mit Zweidrittelmehrheit , das Gesetz imSinne des 8 23 der Verfassung als dringend zu erklären .Es findet alsdann auch in zweiter Lesung Annahmeen bloc .
Verschiedene Anträge sind bannt erledigt, desgleichen die

Gesuche des Badischen Beamtenbundes und weiterer Beamten¬
organisationen , sowie des Badischen Richtervereins.

Abg . Horn (D. Vp .) berichtet namens des Geschäftsordnungs¬
ausschusses über die Anträge auf Genehmigung zur Durchfüh¬rung eines Strafverfahrens gegen die nationalsozialistischenAbgeordneten Köhler und Herbert Kraft wegen Vergehensgegen das Republikschutzgesetz bzw . Beleidigung des Landtags .

Das Haus beschließt antragsgemäß , die Ermächtigung zurStrafverfolgung nur hinsichtlich des Abg . Kraft zu geben.
Um 1 .15 Uhr wird die Sitzung geschlossen.
Nächste Sitzung unbestimmt.
Die kommende Woche bleibt für die Ausschußberatungenfrei.

HerrrettlkheS MeM
Im Voriragsfaal der Polizeischule sprach vor geladenen Per¬

tretern von Behörden und weiteren Polizeifachkreisen Oberre¬
gierungsrat Or. Oehlcr vom Preußischen Polizeiinstitut Berlinüber die Angleichsmöglichkeiten der allgemeinen Polizeirechtein den deutschen Ländern und Österreich . In klarer und ein¬
drucksvoller Darstellung behandelte er insbesondere die Frageder Ortspolizei als Staats - oder Gemeindeaufgabe, den Begriffder Generalvollmacht, die Polizeiverordnung und Polizeiver¬
fügung , die polizeilichen Zwangsmittel , das Rechtsmittelverfah¬ren in Polizeisachen und die polizeiliche Strafverfügung . DerRedner kam zu dem Ergebnis , daß trotz der bestehenden Ver¬
schiedenheiten die Frage , ob eine Angleichung möglich sei» sichvom objektiven Standpunkt aus unbedenklich bejahen lasse.Von besonderem Interesse war die Ausfassung Or. Oehlers ,daß die in der letzten Zeit in Baden beobachtete Rechtsentwick¬
lung auf polizeilichem Gebiete eine bedeutsame Annäherung
nicht nur an das geltende preußische Recht erkennen lasse , son¬dern auch an die Rechtsauffafsung die auf Grund neuzeitlicher
Anschauungen in dem künftigen preußischen Polizeiverwal -
tungsgcsetz, das bereits im Entwurf vorliegt, niedergelegt sind .Mit Recht erstrebe Baden die Erweiterung seiner allgemeinenpolizeilichen Vollmachten , da mehr und mehr das Bedürfnis
nach einer polizeilichen Einwirkung nicht nur auf die Einzel¬person, sondern auch auf die Masse hervortrete.

Die Zuschüffe für die Bleag. Eine ao.Versammlung des Krei¬
ses Heidelberg hat den Antrag des Kreisrats zur Aufrecht¬erhaltung des Betriebs der Nebenbahnen Neckarbischofs¬heim—Hüffenhardt und Wiesloch—Waldangelloch einen Zu¬
schuß von 20 000 Reichsmark zu leisten, mit allen Stimmen
gegen die der Kommunisten angenommen. — Der Bürgeraus -
schuß Wiesloch genehmigte den von der Stadtgemeinde Wies¬
loch zu bewilligenden Zuschuß für die Revenbahn Wiesloch—
Schatthausen —Waldangelloch in Höhe von 2625 Reichsmark.

Mau uttd Ofcttie in Va- err
int Zahve 1930

P .A . Von der Flüche unseres Landes mit ruill) 1,5 Mil¬lionen Hektar sind rund . 825 000 Hektar landwirtschaftlich ge¬nutzt ; 590 000 Hektar sind Wald, die übrige Fläche entfälltauf Straßen , Wege, überbautes Gelände usw .Die landwirtschaftlich benutzte Fläche wird zu nahezu zweiDritteln als Ackerland (530 000 Hektar) verwendet. Die Wie¬
senfläche umfaßt rund 217 000 Hektar, dazu kommen noch rund
40 000 Hektar Viehweiden. Der Rebbau erreicht eine Aus¬
dehnung von rund 12 400 Hektar.

Von der gesamten Ackerfläche ist immer noch ungefähr die
Hälfte mit Getreide (263 000 Hektar) bestellt. Von den ein¬
zelnen Getreidearten hat der Hafer (56 000 Hektar) die größte
Anbaufläche : es folgt der Winterweizen (55 000 Hektar) , die
Sommergerste (53 000 Hektar) und der Winterroggen (42 000
Hektar) . Die Spelzfläche, die noch vor 50 Jahren 77 000
Hektar umfaßte , ist heute auf rund 16000 Hektar zurückgegan¬
gen. Der Kartoffelbau umfaßt rund 87 000 Hektar, nngekäbrein Zehntel der Fläche ist mit Frühkartoffeln bestellt . Im
Hinblick auf die ausgedehnte Viehhaltung ist der badische An¬
bau von Futtergewächsen von großer Wichtigkeit . Auf Klee.
Luzerne und deren Abarten und Beimischungen entfällt eine
Fläche von rund 103 000 Hektar, auf Runkelrüben, Crdkohl-rüben , Futtermöhren usw . von rund 41 000 Hektar . Neben der
Viehhaltung und -zucht treiben die badischen Landwirte viel
Handelsgewächsebau. Es entspricht der Hochwertigkejt dieser
Kulturen , daß die Fläche im Verhältnis zum Getreide- und
Futterbau sehr klein ist. Mit Handelsgewächsen sind insge¬
samt ungefähr 12 000 Hektar bestellt . Die wichtigsten badi¬
schen Handelsgewächse sind Tabak (5000 Hektar) , Zuckerrüben
(4000 Hektar ) , Zichorien (700 Hektar) ; der Rest der Handels¬
gewächseflüche entfällt auf Mohn, Senf , Hanf und Flachs usw.
Es wird in Baden soviel Tabak gebaut, als in allen andern
deutschen Ländern zusammen. Während die Anbaufläche der
Handelsgewächse seit Jahren zurückgeht , hat sich in den ver¬
gangenen Jahrzehnten die Gemüsefläche mehr als verdoppeltund beträgt heute rund 5600 Hektar. Die bekanntesten badi¬
schen Gemüsearten sind Spargel » , Gurken, Erdbeeren usw .

An Erträgen wurden , nach Feststellungen des Badischen
Statistischen Laudesamts , in den vergangenen 5 Jahren
1926/30 vom Hektar Weizen durchschnittlich 16,1 Doppelzentner,
Spelz 14,2 Doppelzentner , Roggen 14,1 Doppelzentner, Gerste
15,8 Doppelzentner und Hafer 15,0 Doppelzentner geerntet.
Der Ertrag der bewässerbaren und anderen Wiesen belief sich
im gleichen Zeitraum je Hektar auf 52,2 Doppelzentner (Heu
und Ohmd) . Der Hektar Kleefläche brachte 62,5 Doppelzentner
und der Hektar Luzernefläche 66,0 Doppelzentner. Der Tabak¬
ertrag an dachreifen, trockenen Blättern schwankte in den Jah -

I ren 1924/29 zwischen 22,8 Doppelzentner und 25,1 Doppel¬
zentner je Hektar.

Gemeirrdevurrdsrhau
Bürgermeisterwahlen . In Nußloch (Amt Heidelberg ) nn . cde

Bürgermeister Jakob Albert Baust mit 31 gegen 25 Stimmen
wiedergewählt . — Bürgermeister Böhler in Doffcnhcim , der
zur Kur in Davos weilt, hat der Gemeinde seinen Rücktritt
mitgeteilt . Gemeinderat Johann Rulaud wurde zum Stellver¬
treter gewählt . — In Tegernau (Amt Waldshut ) wurde der
bisherige Bürgermeister Alois Zimmermann für weitere neun
Jahre z»m Bürgermeister gewählt.

Es wird weniger Fleisch verzehrt. Nach dem Verwaltungs¬
bericht des Stadt . Schlacht - und Viehhofes Mannheim für
1929/30 wurden 517 073 Kilo zollfreies Gefrierfleisch und
184 715 Kilo frisches Jnlandsfleisch, sowie 184 715 Kilo frisches
Auslandsfleisch in den Schlachthof eingeführt . Der Gesamt¬
fleischverbranch in Mannheim betrug im Berichtsjahre : aus
hiesigen Schlachtungen 13 831235 Kilo , aus eingeführtem
frischen Jnlandsfleisch 76 224 Kilo, aus eingeführtem frischen
Auslandsfleisch 184 715 Kilo , aus eingeführtem Gefrierfleisch421 859 Kilo, zusammen 14 514 033 Kilo , das ist auf den Kopfund Tag der Bevölkerung 0,155 Kilo oder je Kopf und Jahrder Bevölkerung 56,56 Kilo gegen 0,167 Kilo bzw . 60,88 Kilo im
Jahre 1928 . Das Rechnungsergebnis des Schlacht - und Vieh¬hofes wird in Einnahmen und Ausgaben mit 1 638 523 rR)i ' be¬
ziffert .

Die Heidelberger Schloßgartenwirtschaft. Dem HeidelbergerBezirksrat lag am Mittwoch ein neuer Plan zur Errichtungeiner Schloßgartenwirtschaft vor, dem die Zustimmung erteiltwurde . Die neue Wirtschaft wird auf dem Gelände der alten
Schloßgartenwirtschaft errichtet werden. Bestehen bleiben die
steinernen Gebäulichkeiten, während die Holzanbauten und der
Musikpavillon niedergerissen werden. Dadurch wird sowohlder Blick auf das Schloß, als auch auf den Schloßgarien undseine Terrassenanlage freigelegt werden. Mit dem Umbau sollsofort begonnen werden, so daß die Wirtschaftsbetriebe bereitsim Frühjahr eröffnet werden dürften .

Kein Nachtragsvoranschlag und keine Bürgersteuer 1931 inKehl. Der ausgangs 1930 beim Bezirksamt Kehl gestellteAntrag auf Festsetzung des Nachtragsvoranschlags durch den
Bezirksrat , wurde von der Stadtverwaltung zurückgezogen ,nachdem in den letzten Tagen und Wochen auf Grund ein¬
gehender . Erhebungen festgestellt werden konnte , daß durchnicht erwartete Steuerzugänge der entstandene Fehlbetrag ge¬deckt werden kann. Dieser Beschluß bedeutet, daß die Bürger¬steuer in dem genannten Rechnungsjahr nicht erhoben wer¬den muß .

Die Bautätigkeit in Freiburg 1939. Das vergangene Jahrzählt zu den besten Baujahren , die Freiburg jemals zu ver¬
zeichnen hatte . Im Berichtsjahre wurden insgesamt 179 Ge¬
bäude erstellt, davon waren 149 Wohngebäude. Die Zahl der
neuen Wohnungen beträgt 881.

Ein Bauauftrag bei der Neckarkanalisterung. Der Bauauf¬
trag für die Staustufe Heilbronn wurde von der Neckar-Bau¬
direktion Stuttgart in Gemeinschaftsarbeit der Julius BergerAG . in Berlin und der Karl Kübler AG. in Stuttgart über¬
tragen . Das Objekt betrügt rund 4 Mill. Reichsmark . Der
württembergische Staat soll bekanntlich die Bürgschaft für 2,5Mill . Darlehen der Neckar AG. übernehmen.

Kandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

13 . Februar I 12. Februar
Geld » rief Selb Brie»

Amsterdam 100 G. 168 .73 169.07 168.71 169.05
Kopenhagen 100 Kr. 112 .45 112.67 112.41 112.63
Italien . 100 L. 22 .W 22 .04 21 .985 22 .02k
London . 1 Pfd . 20 .423 20.463 20.42 20.46
New Uork 1 D. 4.2030 4.2110 4 .2020 4.2101
Paris . . Iw Fr . 16 .472 16.572 16.472 16.512
Schweiz . . Iw Fr . 81 .10 81 .26 81 .11 81 .27
Wien 100 Schilling 59.045 59.165 59 01 59.13
Prag . . . . Iw Kr. 12.44 12.46 12.433 12.453



Senket Keingclvpreis. Nach einer Bekanntmachung des
Reichsbankdirektoriums vom 1t . Februar d. I . beträgt der Lon¬
doner Goldpreis für eine Unze Feingold bis auf weiteres 84 sh
11 ü d bzw. für ein Gra mm Feingold 32,7896 pence .

Rußland wollte ein« Schwenninger Uhrenfabrik kaufe«. Inder letzten Gemeinderatssitzung in Schwenningen kam zur
Sprache, daß kürzlich der russische Staat in Schwenningen eine
Uhrenfabrik hat aufkaufen wollen. Gerüchtweise munkelte mandarüber schon längst allerlei ; aber etwas Sicheres wußte man
bisher nicht . Diese Kaufabficht wurde von industrieller und
von kommunistischer Seite bestätigt. Der Kauf kam aber nicht
zustande, well die Russen lediglich die Maschinen für Uhren¬
erzeugung haben wollten, um sie «ach Rußland auszuführen .

Badisches Landestheater . Wie in den Vorjahren , so wird
mich diesmal das abwechslungsreicheProgramm der sechs Vor¬
stellungen des Fastnacht-Kabaretts vom Freitag , dem 13., bis
Dienstag , dem 17. Februar , vom Geiste ausgelassenen Karne¬
valhumors mit dem Streben erfüllt sein, den sorgenvollen All¬
tag für ein paar fröhliche Abendstunden besessen zu machen .Das Programm wurde in allen seinen Teilen aus künstleri¬schen Gesichtspunkten aufgebaut und soll die verschiedenartig¬sten Darbietungen aus dem Gebiet der heiteren Kleinkunstbringen , für die charakteristische Ereigniffe der Tagesgeschichteden Stoff lieferten . Dabei wird Rahmen , Inhalt und Durch¬führung durchaus zwar dem Übermut freien Spielraum ge¬währen . aber die Grenzen gebotener Dezenz nicht überschrei¬ten . so daß auch jugendlichen Besuchern der Genuß dieserAusführungen nicht vorenthalten zu werden braucht. — Wie
schon mitgeteilt , sind unter der Oberleitung durch den Inten¬danten , sämtliche künstlerischen Vorstände leitend und — mitdem gesamten Solopersonal aller Kunstgattungen sowie dem
Orchester und Thor — ausführend beteiligt. Die Ansage über¬nimmt Felix Baumbach. Torsten Hecht schuf die Bühnenbil¬der und Margarete Schellenberg schwelgte in der Farbenprachtder Kostüme.

Humoristisches Konzert zugunsten der Notgemeinschaft.Der Musikverein Harmonie hat sich in liebenswürdiger Weisezur Abhaltung eines humoristischen Konzerts zugunsten der
Karlsruher Notgemeinschaft zur Verfügung gestellt. Das
Konzert wird am Fastnachtsonntag , den 18. d . M ., nachmittags3.80 Uhr im großen Festhallesaal stattfinden . Der Eintritts¬preis beträgt einheitlich 80 Das gesamte Reinerträgnisfließt der Notgemeinschaft zu.

Ringkämpse i« Colofleumtheater . mehr sich die Veran¬
staltung zu Ende neigt, werden die Kämpfe erbitterter . Heute
findet wieder ein Großkampfabend statt , und zwar ringen : Wild-
manu gegen Küpper. Kop gegen Thomson sowie Fehringer
gegen Stolzenwald . Alle drei Kämpfe sind Entscheidungen.

Wetterbericht der Bad. Landeswetterwarte , Karlsruhe , von
heute morgen : Unser Gebiet liegt unverändert im Bereiche
ozeanischer Luftzufuhr . Der Vorüberzug eines Tiefdruckaus¬
läufers hat heute Rächt wiederum verbreitete Niederschlägege¬bracht. die im Gebirge ergiebigen Neuschnee lieferten . Die
allgemeine Wetterlage wird wie bisher anhalten . BoranSsnge:
Fortdauer des bestehenden Witterungscharakters .

Wasserständ« : Waldshut 214 pluS 1. Basel 20 minus S.Schusterinsel 83 plus 1, Kehl 240 plus 11 , Maxau 416 PluS 7,Mannheim 318 plus 16, Taub über 200 Zentimeter .

JwMDEuvfttS Ott » -WlvWI
Zum Heidelberger Univerfitätskonfltkt

WTB . Heidelberg. 12. Febr . Das Rettorat der Universität
Heidelberg hat der Heidelberger Presse folgende Mitteilungzukommen lassen : Die „Deutsche Studentenschaft Heidelberg"
hat an den Rektor der Universität ein Schreiben gerichtet,worin sie ihr Verhalten , soweit es eine Kränkung von Rektorund Senat in sich barg , auf ein Mißverständnis zurückführtund nach Aufklärung den Sachverhalt bedauert . Die „DeutscheStudentenschaft Heidelberg" spricht weiter die Hoffnung aufein vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwischen der Dozen¬tenschaft und ihr aus . Dieses Schreiben wird weiter gestütztdurch persönliche Erklärungen der während des Konfliktes be¬
sonders als Sprecher beteiligten Stu denten.

bld . Mannheim , 13. Febr . Nachdem in den letzten Tagendie Betonarbeiten am zweiten Senkkasten für die neue Rhein-
brsicke auf der Ludwigshafener Seite sertiggestellt wurden , hatman am Donnerstagmorgen mit dem Absenken dieses Senk¬kastens begonnen. Dieser Bauabschnitt wird etwa 8 Wochenin Anspruch nehmen.

DZ . Weisenbach b. Rastatt , 12. Febr . Rach kurzer Krank¬heit verschied gestern der Chef der Firma Holzmann & Co.,Weisenbachfabrik, Dr. Arwed Fischer . Der Verstorbene, dermit dem Aufblühen der Papierindustrie im Murgtal eng ver¬wachsen ist, wurde aus Anlaß seiner großen Verdienste zumEhrendoktor der Technischen Hochschule Karlsruhe ernannt . Erleitete die Firma über 38 Jahre und brachte sie zu großemAnsehen.

DZ . Neuweier, 13. Febr . Die 133 Mitglieder zählende
Winzergenoffrnschaft Neuweier hat einen modern eingerichteten
Winzerkeller erbaut , der dieser Tage mit einer kleinen Feier
eröffnet wurde , wobei u. a . außer dem Bürgermeister Meierals Vorstand der Genossenschaftnoch Landrat Billmaier (Bühlsals Vertreter der Regierung und des Staatspräsidenten sprach,seiner Landtagspräsident Dufsner und der Präsident der Bad.Landwirtschaftskammer , Dr. Graf Douglas , ihre Glückwünschezum Ausdruck brachten.

DZ . Offrnbur ^ 12. Febr . Der Stadtrat Offenburg hat be-
schlossen, nunmehr dem Altstadtrat Mansch , der 42 Jahre langden städtischen Kollegien angehörte , den für ihn aus Anlaßseines 40jährigen Dienstjubiläums ausgesetzten Ehreusold inHöhe von 120 Reichsmark monatlich zur Ausbezahlung zubringen . Außerdem wurde beschlossen, dem um das Wohl von
Offenburg verdienten Mann das Amt des stellvertretendenStandesbeamten auch weiterhin zu übertragen .

« taatsameisev
Kalendervertrieb .

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 18. Februar1817 über Wohlfahrtspflege und der bad . Vollzugsverordnunghierzu vom 24. Februar 1817 wird der Deutschen Kolonial¬
gesellschaft in Berlin unter dem Vorbehalt jederzeitigen Wider¬
rufs zugunsten ihrer satzungsmäßigen Wohlfahrtsaufgäben inden unter Mandat gestellten deutschen Kolonien für die Zeitvom 1. März 1831 bis zum 28. Februar 1832 die Genehmigung
?
um Vertrieb des von ihr herausgegebenen deutschen Kolonial- ,alenders 1832 im Wege des Postversandes im badischen

Staatsgebiet erteilt .
Karlsruhe , den 10. Februar 1831 .

Der Minister des Innern
I . V . : Weitzel .

Nevsonettev Seif
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw .

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Finanzministeriums

In den Ruhestand tritt kraft Gesetzes :
Oberwachtmeister Gustav Röster bei der Domänenabteilung .des Finanzministeriums . /

Für die Fastnachtsbäckerei
empfehlen wir unseren Mitgliedern :

Weizenauszugmehl 00 . Pfund rm . - ,29
Grießzucker . Pfund rm . - ,33
Staubzucker . pw rm . - ,40

frische schwere Ware . . . . Stück RM . — pl 2
Gestempelte Trinkeier . . . . . . . . stock rm . - ,I5

amerik . (1. Qualitätsmarke Hansa - Spezial ) CH I9CI1iTiaiZ Pfund RM , " lOO I

Schmalz deutsch, raff. . . . Pfund RM . — ,92
Schmalz serbisch3S Metzgerfett . . . . . Pfund RM . 1,20
KokOSfett in Tafeln, versch . Marken zum billigsten Tagespreis
Tafelbutter abgepackt . . . . . . . . . Pfund RM . 1,80
Tafelbutter in Ballen . . . . . . . . . Pfund RM . 1,88
Margarine Rama . . Pfund rm . 1,00
Marmelade -Vierfrucht . pfUnd rm . - ,48
Marmelade -Apfelgelee mit Himbeer . . pfUnd rm . - ,32sowie große Auswahl von Marmelade - Konfitüren in Gläsern.
Aus unserer eigenen Konditorei !
Fst gefüllte Berliner Pfannkuchen . . . stück rm . - , IO
Fastnachtsküchle . . stock rm , - ,05
Spritzkuchen (neu eingeführt) . Stück RM . - , I O

Wir bitten unsere Mitglieder , nicht nur aufdie vorteilhaften Preise , sondern auch aufdie anerkannt guten Qualitäten zu achten I
Warenabgabe nur an Mitglieder ! 978

Lebensbedürfnis - Verein

Stoffverteilung in den höheren
Schulen.

Dieses Thema behandeln folgende Bücher :
Direktor Dr . K . Ott (Karlsruhe ). Die höhere
Schule. 2 RM .
Prof . Dr . K . Bergmann (Karlsruhe ) . Das
ethische Bildungsziel der höheren Schule.
(Deutschunterricht .) 2 RM.
Prof . Fr . Brensch (Freiburg ) . Ziele und
Wege des Unterrichts in Mathematik und exakten
Naturwissenschaften.

I . Mathematik 1 - . oa n «IL Chemie ) je KM‘
Prof . Fr . Müller (Karlsruhe ). Der Unter¬richt in Physik . 2,80 RM.

Verlag G. Braun, Karlsruhe.

DIE

BEILAGEN
DER

KARLSRUHER ZEITUNG
BADISCHER STAATS ANZEIG ER

Zentralhandelsregister für Baden
Badischer Zentralanzeiger für Beamte
Wissenschaft und Bildung
Badische Kultur und Geschichte
Badische Wohlfahrtsblatter
Amtliche Berichte des Bad . Landtags
machen sie zu einem viel¬beachteten Insertionsorgan

InserierenauchSie
Sie werden bestimmt zufrieden sein

A-446. Karlsruhe. Uber
das Vermögen des Pfinz»
mühlenbesttzerSGustav Sieg¬
rist in Karlsruhe , Südl -
Hildapromenade 8, wurde
heute nachmittag 8 Uhr
Konkurs eröffneL Konkurs¬
verwalter ist Bücherrevisor
Otto Marx in Karlsruhe ,
Handelshof . Konkursfor¬
derungen sind bis 16- März1931 beirp Gerichte anzu¬melden. Termin zur Wahl
eines Verwalters , eines
Gläubigerausschuffes, zur
Entschließung über die in
8 132 der Konkursordnung
bezeichneten Gegenstände
ist am Freitag» den 8. März1831» varmittags 11 Uhr,und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen

am : Freitag , den 20. März1931 , vormittags 11 Uhr.vor dem Amtsgericht Karls ,
ruhe, Akademieftr-8,I .Stock ,Zimmer Nr . 43 . Wer Ge-
genständederKonkursmasse
besitzt oder zur Masse etwas
schuldet , darf nichts mehran den Gemeinschuldner
leisten . Der Besitz der Sacheund ein Anspruch auf ab¬
gesonderteBefriedigung da¬raus ist dem Konkursver¬
walter bis 6. März 1931
anzuzeigen . Karlsruhe , den10. Februar 1931 . Geschäfts,
stelle des Amtsgerichts A 7.

21.447 . Karlsruhe, überdas Vermögen des Pani
Sadvwjki , Pächter des Kaffeedes Westens in Karlsruhe ,

Kaiserallee 3, wurde heute i
nachmittag 6 Uhr Konkurs !
eröffnet. Konkursverwalter
ist Rechtsanwalt Karl Zip,
pelius in Karlsruhe , Kai»
serstrahe 84. Konkursfor¬
derungen sind bis zum 16.
März 1931 beim Gerichte
anzumelden . Termin zur
Wahl eines Verwalters,eines Gläubigerausschusses»
zur Entschließung über die
in § 132 der Konkursord¬
nung bezeichneten Gegen¬
stände ist am : Donnerstag,de» S. März 1931, vormit¬
tags 12 Uhr , und zur Prü¬
fung der angemeldeten Fo»
derungen am : Donnerstag ,den 19. März 1931, vormit¬
tags 10 Uhr, vor dem Amts¬
gericht Karlsruhe , Akade»
miestr. 8, I . Stock, ZimmerNr . 43 . Wer Gegenständeder Konkursmasse besitztoder zur Konkursmasse et¬
was schuldet , darf nichts
mehr an den Gemeinfchuld-
ner leisten . Der Besitz der
Sache und ein Anspruch
auf abgesonderte Befriedi¬
gung daraus ist dem Kon¬
kursverwalter bis 8. Mär)1931 anzuzeigen . Karls¬
ruhe, den 10. Februar1931 . Geschäftsstelle de»
Amtsgerichts A 7.

Karlsruhe. A .448
Vereinsregistereintrag :

Berband der PlattengeschästeBadens, Karlsruhe . 7 . 2 . 31.
Amtsgericht Karlsruhe.

Badisches Laildescheater
Samstag , den 14.Febr . 1831

Fastnacht-Kabarett
Künstlerische Leitung :

Dr . Waag
Musikalische Leitung :

Alle Kapellmeister
Einstudierung der Tänze :
Harald Josef Fürstenau

Ansager : Felix Baumbach
Mitwirkende :

Das gesamte Personal

Anfang 19V. Ende 22»/,
Preise 1—8 m

So . 15. 2. Nachm. : Fast¬nacht-Kabarett . Abends :
Fastnacht-Kabarett . Mo.
16 . 2 . Fastnacht-Kabarett .

Die . 17 . 2. Fastnacht-
! Kabarett -Druck G . Braun . Karlsruhe .
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